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IX. Nachtrag zum Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über 

die Krankenversicherung 
 

 

Erlassen am 20. Mai 2020 

 

 

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen 

 

hat von der Botschaft der Regierung vom 10. Dezember 20191 Kenntnis genommen und 

 

erlässt:  

 

 

I. 
 

Der Erlass «Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über die Krankenversicherung vom 

9. November 1995»2 wird wie folgt geändert: 

 

Art. 8h  Übernahme und Vergütung der ausstehenden Forderungen 

1 Die Sozialversicherungsanstalt vergütet dem Versicherer den nach dem Bundesrecht festgeleg-

ten Anteil der ausstehenden Forderungen, nachdem die nach Art. 86 Abs. 1 der eidgenössischen 

Verordnung über die Krankenversicherung vom 27. Juni 19953 bezeichnete externe Revisions-

stelle des Versicherers die Richtigkeit der Daten bestätigt hat. 

 
2 Sie vereinnahmt Rückzahlungen des Versicherers aus der Bewirtschaftung der Verlustscheine. 

 
3 Der Sozialversicherungsanstalt werden die nach Abs. 1 und 2 dieser Bestimmung ermittelten 

Nettokosten durch die politischen Gemeinden vergütet:.  

a) durch den Kanton zu 77 Prozent; 

b) durch die politischen Gemeinden zu 23 Prozent. 

 
4 Der Anteil der politischen Gemeinden wird nach der Bevölkerung gemäss der letzten Erhebung 

der kantonalen Statistikstelle berechnet. 

 

 

II. 
 

[keine Änderung anderer Erlasse] 

  

                                                   
1  ABl 2019-00.011.742. 
2  sGS 331.11. 
3  SR 832.102. 
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III. 
 

[keine Aufhebung anderer Erlasse] 

 

 

IV. 
 

Dieser Erlass wird ab 1. Januar 2021 angewendet. 

 

 

Der Präsident des Kantonsrates: 

Daniel Baumgartner 

 

Der Staatssekretär: 

Canisius Braun 
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